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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 14. 


(Nr: 8124.) Geſetz über die Vorbildung und Anſtellung der Geiſtlichen. Vom 11. Mai 1873. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, für den Umfang der 
Monarchie, einſchließlich des Jadegebiets, was folgt: 


J. Allgemeine Beſtimmungen. 


§. 1. 

Ein geiſtliches Amt darf in einer der chriſtlichen Kirchen nur einem Deut⸗ 
ſchen übertragen werden, welcher ſeine wiſſenſchaftliche Vorbildung nach den Vor⸗ 
ſchriften dieſes Geſetzes dargethan hat und gegen deſſen Anſtellung kein Einſpruch 
von der Staatsregierung erhoben worden iſt. 


§. 2. . 
Die Vorſchriften des §. 1. kommen zur Anwendung, gleichviel, ob das 
Amt dauernd oder widerruflich übertragen werden oder nur eine Stellvertretung 
oder Hülfsleiſtung in demſelben ſtatthaben ſoll. Iſt Gefahr im bang ſo 
kann eine Stellvertretung oder Hülfsleiſtung einſtweilen und vorbehaltlich des 
Einſpruchs der Staatsregierung angeordnet werden. 


$. 3. 
Die Vorſchriften des $. 1. kommen, vorbehaltlich der Beſtimmungen des 
F. 26., auch zur Anwendung, wenn einem bereits im Amte (F. 2.) ſtehenden 
Geiſtlichen ein anderes geiſtliches Amt übertragen oder eine widerrufliche An- 
ſtellung in eine dauernde verwandelt werden ſoll. 


II. Vorbildung zum geiſtlichen Amte. 
$. 4. 
Zur Bekleidung eines geiſtlichen Amts iſt die Ablegung der Entlaſſungs⸗ 


prüfung auf einem Deutſchen Gymnaſium, die Zurücklegung eines dreijährigen 
Jahrgang 1873. (Nr. 8124.) 28 theo⸗ 


Ausgegeben zu Berlin den 15. Mai 1873. 
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theologiſchen Studiums auf einer Deutſchen Staats⸗Univerſität, ſowie die Ab⸗ 
legung einer wiſſenſchaftlichen Staatsprüfung erforderlich. 


$. 5. 

Der Minifter der geiſtlichen Angelegenheiten iſt ermächtigt, mit Rückſicht 
auf ein vorange Wage anderes Univerfitätaftubtum „ als je der Theologie, 
oder mit Rückſicht auf ein an einer außerdeutſchen Staats⸗Univerſität zurück⸗ 
gelegtes Studium, oder mit Rückſicht auf einen ſonſtigen, beſonderen Bildungs⸗ 
dung von dem vorgefchriebenen dreijährigen Studium an einer Deutſchen Staats. 

niverſität einen angemeſſenen Zeitraum zu erlaſſen. 


$. 6. 


Das theologiſche Studium kann in den bei Verkündigung dieſes Geſetzes 
in Preußen beſtehenden, zur wiſſenſchaftlichen Vorbildung der Theologen be⸗ 
ſtimmten kirchlichen Seminaren zurückgelegt werden, wenn der Miniſter der geiſt⸗ 
lichen Angelegenheiten anerkennt, daß dises Studium das Univerſitätsſtudium zu 
erſetzen geeignet ſei. 

Dieſe Vorſchrift findet jedoch nur auf die Seminare an denjenigen Orten 
Anwendung, an welchen ſich keine theologiſche Fakultät befindet und gilt nur 
für diejenigen Studirenden, welche dem Sprengel angehören, für den das 
Seminar errichtet iſt. 

Die im erſten Abſatze erwähnte Anerkennung darf nicht verweigert wer⸗ 
den, wenn die Einrichtung der Anſtalt den Beſtimmungen dieſes Geſehes ent 
ſpricht und der Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten den Lehrplan derſelben 


genehmigt. 
FR 


Während des vorgeſchriebenen Univerſitätsſtudiums dürfen die Studirenden 
einem kirchlichen Seminare nicht angehören. 


$. 8. 


Die Staatsprüfung hat nach zurückgelegtem theologiſchen Studium ſtatt. 
Zu derſelben darf nur zugelaſſen werden, wer den Vorſchriften dieſes Geſetzes 
über die Gymnaſialbildung und theologiſche Vorbildung 1 genügt hat. 

Die Prüfung iſt öffentlich und wird darauf gerichtet, ob der Kandidat 
ſich die für ſeinen Beruf erforderliche allgemeine wiffnſchaftiche Bildung, ins⸗ 
beſondere auf dem Gebiete der Philoſophie, der Geſchichte und der Deutſchen 
Literatur erworben habe. N 
e Der Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten trifft die näheren Anordnungen 
über die Prüfung. 

$. 9. 


Alle kirchlichen Anftalten, welche der Vorbildung der Geiſtlichen dienen 
(Knabenſeminare, Klerikalſeminare, Prediger» und Prieſterſeminare, Konvikte 2c.), 
ſtehen unter Aufſicht des Staats. . 

Die 


— 193 — 
Die Hausordnung und das Reglement über die 7 in dieſen An⸗ 


ſtalten, der Lehrplan der Knabenſeminare und Knabenkonvikte, ſowie derjenigen 
Seminare, für welche die im $. 6. bezeichnete Anerkennung ertheilt iſt, find dem 
Oberpräſidenten der Provinz von dem Vorſteher der Anſtalten vorzulegen. 

Die Anſtalten unterliegen der Reviſion durch Kommiſſarien, welche der 
Oberpräſident ernennt. 


F. 10. 


An den im vorſtehenden Paragraphen gedachten Anſtalten darf als Lehrer 
oder zur Wahrnehmung der Disziplin nur ein Deutſcher angeſtellt werden, 
welcher ſeine wiſſenſchaftliche Befähigung nach Vorſchrift des §. 11. dargethan 
hat und gegen deſſen Anſtellung kein Einſpruch von der Staatsregierung erhoben 
worden iſt. 

Die Vorſchriften der $$. 2. und 3. finden entſprechende Anwendung. 


F. 11. 


Zur Anſtellung an einem Knabenſeminare oder Knabenkonvikte iſt die Be⸗ 
fähigung zur entſprechenden Anſtellung an einem Preußiſchen Gymnaſium, zur 
Ynftellun an einer für die Kbeologifä wiſſenſchaftliche Vorbildung beftimmten 
Anſtalt die Befähigung erforderlich, an einer Deutſchen Staats⸗Univerſität in der 
Disziplin zu lehren, für welche die Anſtellung erfolgt. 

Kleriker und Predigtamts⸗ Kandidaten müſſen die für Geiſtliche vor- 
geſchriebene Vorbildung beſitzen. 

Dieſelbe genügt zur Anſtellung an den zur theologiſch-praktiſchen Vorbil⸗ 
dung beſtimmten Anſtalten. 


b. 12. 


Für die Erhebung des Einſpruchs gegen die Anſtellung finden die Beſtim⸗ 
mungen entſprechende Anwendung, welche die Erhebung des Einſpruchs gegen 
die Anſtellung von Geiſtlichen regeln ($$. 15—17.). 


$. 13. 


Werden die in den $$. 9— 11. enthaltenen Vorſchriften oder die getroffenen 
Anordnungen der Staatsbehörden nicht befolgt, jo iſt der Miniſter der geiftlichen 
Ungelsderkpiten ermächtigt, bis zur Befolgung die der Anſtalt gewidmeten Staats⸗ 
mittel einzubehalten oder die Anſtalt zu ſchließen. 

Unter der angegebenen Vorausſetzung und bis zu dem bezeichneten Zeit⸗ 
punkte können Zöglinge der Knabenſeminare und Knabenkonvikte von dem Be— 
ſuche der Gymnaſien und von der Entlaſſungsprüfung ausgeſchloſſen und den 
im F. 6. erwähnten Anſtalten die ertheilte Anerkennung entzogen werden. Dieſe 
Anordnungen ſtehen dem Minifter der geiſtlichen Angelegenheiten zu. 

Nach e eines Königlichen Gerichtshofes für die firchlichen An⸗ 
gelegenheiten kann über die Geſetzmäßigkeit der nach dieſem Paragraphen ge⸗ 
troffenen Anordnungen und Verfügungen innerhalb 30 Tagen bei dem gedachten 
Gerichtshofe Berufung eingelegt werden. Durch Einlegung derſelben wird die 
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Vollſtreckung der angefochtenen Anordnung oder Verfügung nicht aufgehalten. 
Der Gerichtshof kann jedoch beſtimmen, daß bis zur endgültigen Entſcheidung 
die Vollſtreckung unterbleibe. 


a F. 14. 


Knabenſeminare und Knabenkonvikte ($. 9.) dürfen nicht mehr errichtet 
und in die beſtehenden Anſtalten dieſer Art neue Zöglinge nicht mehr auf— 
genommen werden. 

Im Falle der Aufnahme neuer Zöglinge iſt der Miniſter der geiſtlichen 
Angelegenheiten zur Schließung der betreffenden Anſtalt befugt. 


III. Anſtellung der Geiſtlichen. 


$. 15. 


Die geiftlichen Oberen ſind verpflichtet, denjenigen Kandidaten, dem ein 
eiſtliches Amt übertragen werden ſoll, dem Oberpräſidenten unter Bezeichnung 
es Amtes zu benennen. 

Dasselbe gilt bei Verſetzung eines Geiſtlichen in ein anderes geiſtliches Amt 

oder bei Umwandlung einer widerruflichen Anſtellung in eine dauernde. 

Innerhalb dreißig Tagen nach der Benennung kann Einſpruch gegen die 
Anſtellung erhoben werden. 

Die Erhebung des Einſpruchs ſteht dem Oberpräſidenten zu. 


§. 16. 
Der Einſpruch iſt zuläſſig: 


1) wenn dem Anzuſtellenden die geſetzlichen Erforderniſſe zur Bekleidung 
des geiſtlichen Amtes fehlen; 


2) wenn der Anzuſtellende wegen eines Verbrechens oder Vergehens, welches 
das Deutſche Strafgeſetzbuch mit Zuchthaus oder mit dem Verluſte der 
bürgerlichen Ehrenrechte oder dem Verluſte der öffentlichen Aemter be⸗ 
droht, verurtheilt iſt oder ſich in Unterſuchung befindet; 


3) wenn gegen den Anzuſtellenden Thatſachen vorliegen, welche die An⸗ 
nahme rechtfertigen, daß derſelbe den Staatsgeſetzen, oder den innerhalb 
ihrer geſetzlichen Zuſtändigkeit erlaſſenen Anordnungen der Obrigkeit ent⸗ 
gegenwirken oder den öffentlichen Frieden ſtören werde. 


Die Thatſachen, welche den Einſpruch begründen, find anzugeben. 

Gegen die Einſpruchserklärung kann innerhalb 30 Tagen bei dem König⸗ 
lichen Gerichtshofe für die kirchlichen An elegenheiten und, ſo lange e Ein⸗ 
ſetzung nicht erfolgt iſt, bei dem Miniſter der geiftlichen Angelegenheiten Berufung 
Aae werden. 

ie Entſcheidung iſt endgültig. 
8 


3 


ZT 
F. 17. 


Die Uebertragung eines geiſtlichen Amtes, welche der Vorſchrift des §. 1. 
zuwiderläuft, oder welche vor Ablauf der im H. 15. für die Erhebung des Ein⸗ 
ſpruchs gewährten Friſt erfolgt, gilt als nicht geſchehen. 


$. 18. 


Jedes Pfarramt iſt innerhalb eines Jahres vom Tage der Erledigung, 
wo geſetzlich oder obſervanzmäßig ein Gnadenjahr beſteht, vom Tage der Exle⸗ 
digung der Pfründe an gerechnet, dauernd zu beſetzen. Die Friſt iſt vom Ober⸗ 
präſidenten im Falle des Bedürfniſſes auf Antrag angemeſſen zu verlängern. 

Nach Ablauf der Friſt iſt der Oberpräſident befugt, die Wiederbeſetzung 
der Stelle durch Geldſtrafen bis zum Betrage von 1000 Thalern zu erzwingen. 
00 ee Feſtſetzung der Strafe darf wiederholt werden, bis dem 

eſetze genügt iſt. 
Außerdem iſt der Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten ermächtigt, bis 
dahin Staatsmittel einzubehalten, welche zur Unterhaltung der Stelle oder des⸗ 
jenigen geiftlichen Oberen dienen, der das Pfarramt zu beſetzen oder die Beſetzung 
zu genehmigen hat. % 
9 


Die Errichtung von Seelſorgeämtern, deren Inhaber unbedingt abberufen 
werden dürfen, iſt nur mit Genehmigung des Miniſters der geiſtlichen Angelegen⸗ 
heiten Bi. g. 5 

Die Beſtimmungen des §. 18. beziehen ſich auch auf die fogenannten 
Sukkurſal⸗ Pfarreien des Franzöſiſchen Rechts mit der Wish daß die in 
Abſatz 1. des §. 18. vorgeſchriebene Friſt vom Tage der Publikation dieſes Ge⸗ 
ſetzes an zu laufen beginnt. 

$. 20. 


Anordnungen oder Vereinbarungen, welche die durch das Geſetz begründete 
Klagbarkeit der aus dem geiſtlichen Amtsverhältniſſe entſpringenden vermögens⸗ 
rechtlichen Anſprüche ausschließen oder beſchränken, ſind nur mit Genehmigung 
der Staatsbehörde zuläſſig. 9.21 


Die Verurtheilung zur Zuchthausſtrafe, die Aberkennung der bürgerlichen 
Ehrenrechte und der Fähigteit zur Bekleidung öffentlicher Aemter hat die 
Erledigung der Stelle, die Unfähigkeit zur Ausübung des geiſtlichen Amtes und 
den Verluſt des Amtseinkommens zur Folge. N 


IV. Strafbeſtimmungen. 


$. 22. 


Ein geiftlicher Oberer, welcher den Fh. 1. bis 3. zuwider ein geiſtliches 
Amt überträgt oder die Uebertragung genehmigt, wird mit Geldſtrafe von 200 
bis zu 1000 Thalern beſtraft. 


Ar. 8124.) Die⸗ 
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Dieſelbe Strafe trifft denjenigen, welcher der Vorſchrift des $. 19. Abf. 1. 
zuwiderhandelt. 
$. 253. 


Wer geiſtliche n in einem Amte vornimmt, welches ihm 
den Vorſchriften der §§. 1. bis 3. zuwider übertragen worden iſt, wird mit 
Geldſtrafe bis zu 100 Thalern beſtraft. 

Dieſelbe Strafe trifft denjenigen, der geiſtliche Amtshandlungen in einem 
von ihm nicht dauernd verwalteten Pfarramte vornimmt, nachdem er von dem 
Oberpräſidenten benachrichtigt worden iſt, ze das Zwangsverfahren Behufs 
Wiederbeſetzung der Stelle in Gemäßheit der Vorſchrift in F. 18. Abſ. 2. ein⸗ 


geleitet ſei. 
$. 24. 


Wer geiftliche Amtshandlungen vornimmt, nachdem er in Folge gerichtlichen 
Strafurtheils die Fähigkeit zur Ausübung des geiſtlichen Amtes verloren hat 
C. 21.), wird mit Geldſtrafe bis zu 100 Thalern beſtraft. 


V. Uebergangs- und Schlußbeſtimmungen. 


. 25. 


Ausländer, welchen vor Verkündung dieſes Geſetzes ein geiſtliches Amt 
($. 2.) oder eines der im F. 10. erwähnten Aemter an kirchlichen Anftalten 
ns worden iſt, haben bei Vermeidung der Folgen des $. 21. innerhalb 
ſechs Monaten die Reichsangehörigkeit zu erwerben. 5 
Der Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten kann mit Rückſicht auf die 
beſonderen Bedürfniſſe des einzelnen Falles dieſen Zeitraum verlängern. 


$. 26. 


Die Vorſchriften dieſes Geſetzes über den Nachweis wiſſenſchaftlicher Vor⸗ 
bildung und Befähigung finden keine Anwendung auf Perſonen, welche vor 


Verkündung dieſes Geſetzes im geiſtlichen Amte angeſtellt ſind oder die Fähigkeit 


zur Anſtellung im geiſtlichen Amte erlangt haben. ö 

Außerdem iſt der Miniſter der geiftlichen Angelegenheiten ermächtigt, den⸗ 
jenigen Perſonen, welche vor Verkündung dieſes Geſetzes in ihrer Vorbildung 
zum geiſtlichen Amte vorgeſchritten waren, den in dieſem Geſetze vorgeſchriebenen 
Nachweis der Vorbildung ganz oder theilweiſe zu erlaſſen. 

Der Miniſter der geil fiden Angelegenheiten ift auch ermächtigt, Ausländer 
von den Erforderniſſen des $. 4. dieſes Geſetzes zu dispenſiren. 


$. 27. 


Die in den $$. 4. und 8. dieſes Geſetzes vorgeſchriebene Staatsprüfung 
kann mit der theologiſchen Prüfung verbunden werden, inſofern die Einrichtung 
dieſer letzteren Prüfung und die Bildung der Prüfungskommiſſionen Behörden 
zuſteht, deren Mitglieder ſämmtlich oder theilweiſe vom Könige ernannt 55 28 

f ; 28. 


95 
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$. 28. 


Die Vorſchriften dieſes Geſetzes über das Einſpruchsrecht des Staats 
($$. 1. 3. 10. 12. 15. und 16.) finden in den Fällen keine Anwendung, in welchen 
die Anſtellung durch Behörden erfolgt, deren Mitglieder ſämmtlich vom Könige 
ernannt werden. 
$. 29. 


Soweit die 5 des Staats bei Beſetzung geiſtlicher Aemter auf 
Grund des Patronats oder beſonderer Rechtstitel anderweit geregelt iſt, behält 
es dabei ſein Bewenden. 

Desgleichen werden die beſtehenden Rechte des Staats bezüglich der An⸗ 
ftellung von Geiftlichen beim Militair und an öffentlichen Anſtalten durch das 
vorliegende Geſetz nicht berührt. 


$. 30. 


Der Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten iſt mit der Ausführung dieſes 
Geſetzes beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 11. Mai 1873. 
(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Roon. Fürſt v. Bismarck. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 
Leonhardt. Camphauſen. Falk. v. Kameke. Gr. v. Königsmarck. 


(Nr. 8124-8125) (Nr. 8125.) 
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(Nr. 8125.) Geſetz über die kirchliche Disziplinargewalt und die Errichtung des Königlichen 
Gerichtshofes für kirchliche Angelegenheiten. Vom 12. Mai 1873. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, für den Umfang der 
Monarchie, einſchließlich des Jadegebiets, was folgt: 


I. Allgemeine Beſtimmungen. 


$. 1. 
Die kirchliche Disziplinargewalt über Kirchendiener darf nur von Deutſchen 
kirchlichen Behörden ausgeübt werden. 


$. 2. 

Kirchliche Disziplinarſtrafen, welche gegen die Freiheit oder das Vermögen 
gerichtet ſind, dürfen nur nach Paarung, es Beſchuldigten verhängt werden. 

Der Entfernung aus dem Amte (Entlaſſung, Verſetzung, Suspenſion, un⸗ 
freiwillige Emeritirung u. ſ. w.) muß ein geordnetes prozeſſualiſches Verfahren 
vorausgehen. 

In allen dieſen Fällen iſt die Entſcheidung ſchriftlich unter Angabe der 
Gründe zu erlaſſen. 953 


Die körperliche Züchtigung iſt als kirchliche Disziplinarſtrafe oder Zucht⸗ 
mittel unzuläſſig. 8 4 


Geldſtrafen dürfen den Betrag von 30 Thalern, oder, wenn das ein⸗ 
monatliche Amtseinkommen höher iſt, den Betrag des letzteren nicht überſteigen. 


$. 5. 
Die Strafe der Freiheitsentziehung (§. 2.) darf nur in der Verweiſung 
in eine Demeriten-Anftalt beſtehen. 

Die Verweiſung darf die Dauer von drei Monaten nicht überſteigen und 
die Vollſtreckung derſelben wider den Willen des Betroffenen weder begonnen, 
noch fortgeſetzt werden. Die Verweiſung in eine außerdeutſche Demeriten-Anftalt 
iſt unzuläſſig. 8 6 


Die Demeriten⸗Anſtalten find der ſtaatlichen Aufſicht unterworfen. Ihre 
Hausordnung iſt dem Oberpräſidenten der Provinz zur Genehmigung einzureichen. 

Er ift befugt, Viſitationen der Demeriten-Anſtalten anzuordnen, und von 
ihren Einrichtungen Kenntniß zu nehmen. 

Von der Aufnahme eines Demeriten hat der Vorſteher der Anſtalt unter 
Angabe der Behörde, welche ſie verfügt, binnen 24 Stunden dem Oberpräſidenten 
Anzeige zu machen. Ueber ſämmtliche Demeriten iſt von dem Vorſteher ein 

Ver⸗ 


N 


5 


Verzeichniß zu führen, welches den Namen derſelben, die gegen ſie erkannten 
Strafen und die Zeit der Aufnahme und Entlaſſung enthält. Am Schluß jedes 
Jahres iſt das Verzeichniß dem Oberpräſidenten einzureichen. 


N 
Von jeder kirchlichen Disziplinar⸗Entſcheidung, welche 1 eine Geldſtrafe 
von mehr als 20 Thalern, auf Verweiſung in eine Demeriten-Anftalt für mehr 
als 14 Tage, oder auf Entfernung aus dem Amte (J. 2.) lautet, iſt dem Ober⸗ 
präfidenten, gleichzeitig mit der Zuſtellung an den Betroffenen, Mittheilung zu 
machen. 
8 Die Mittheilung muß die Entſcheidungsgründe enthalten. 


$. 8. 

Der Oberpräſident iſt befugt, die Befolgung der in den $$. 5—7. ent⸗ 
haltenen Vorſchriften und der auf Grund derſelben von ihm erlaſſenen Ver⸗ 
fügungen durch Geldſtrafen bis zum Betrage von 1000 Thalern zu erzwingen. 

Die Androhung und Feſtſetzung der Strafe darf wiederholt werden, bis 
dem Geſetze genügt iſt. f 

Außerdem kann die Demeriten-Anftalt geſchloſſen werden. 


$. 9. 
Eine Vollſtreckung kirchlicher Disziplinar⸗Entſcheidungen im Wege der 
Staatsverwaltung findet nur dann ſtatt, wenn dieſelben von dem Oberpräſidenten 
nach erfolgter Prüfung der Sache für vollſtreckbar erklärt worden ſind. 


II. Berufung an den Staat. 


SR, 
Gegen Entſcheidungen der kirchlichen Behörden, welche eine Disziplinar— 
ſtrafe verhängen, ſteht die Berufung an die Staatsbehörde (F. 32.) offen: 
1) wenn die Entſcheidung von einer durch die Staatsgeſetze ausgeſchloſſenen 
Behörde ergangen iſt 
2) wenn die Vorſchriften des $. 2. nicht befolgt worden find; 
3) wenn die Strafe geſetzlich unzuläſſig iſt; 
4) wenn die Strafe verhängt iſt: 
a) wegen einer Handlung oder Unterlaſſung, zu welcher die Staats⸗ 


eſetze oder die von der Obrigkeit innerhalb ihrer Zuständigkeit er⸗ 
aſſenen Anordnungen verpflichten, 


b) wegen Ausübung oder Nichtausübung eines öffentlichen Wahl⸗ 
und Stimmrechts, 


e) wegen Gebrauchs der Berufung an die Staatsbehörde ($. 32.) au 
Grund dieſes Gee 0 i 
Jahrgang 1873. (Nr. 8125.) 29 . 
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K. 11. 
Die Berufung findet außerdem ſtatt, wenn 


1) die Entfernung aus dem kirchlichen Amte ($. 2. Abſ. 2.) als Dis⸗ 


ziplinarſtrafe oder ſonſt wider den Willen des davon Betroffenen aus⸗ 
eſprochen worden iſt, und die Entſcheidung der klaren thatſächlichen 
age widerſpricht oder die Geſetze des Staates oder allgemeine Rechts- 
grundſätze verletzt; 

2) nach erfolgter vorläufiger Suspenſion vom Amte das weitere Verfahren 

ungebührlich verzögert wird. 
$. 12. d 

Die Berufung ſteht Jedem zu, gegen welchen die Entſcheidung ergangen 
iſt, ſobald er die Bet zuleſſtgen Rechtsmittel bei der vorgeſetzten kirchlichen 
Inſtanz ohne Erfolg geltend gemacht hat. 

Legt ein öffentliches Intereſſe vor, ſo ſteht die Berufung auch dem Ober⸗ 
präſidenten zu, jedoch erſt dann, wenn die bei den kirchlichen Behörden ange⸗ 
brachten Rechtsmittel ohne Erfolg geblieben ſind, oder die Friſt zur Einlegung 
derſelben verſäumt iſt. sis 


Die Berufung ift bei dem Königlichen Gerichtshofe für kirchliche Angele⸗ 
genheiten ſchriftlich anzumelden. 

Die Friſt zur Anmeldung beträgt in den Fällen des F. 10. und F. 11. 
Abſ. 1. für den durch die ene Betroffenen vier Wochen. Sie beginnt 
15 1 des Tages, an welchem die Entſcheidung mit Gründen ihm zuge⸗ 

ellt iſt. 

f In den Fällen des $. 11. Abſ. 2. ift die Berufung an keine Friſt gebunden. 

Für den Oberpräſidenten beträgt die Friſt, wenn ihm die Entſcheidung 
als endgültige amtlich mitgetheilt iſt, drei Monate, andernfalls iſt derſelbe an 
keine Friſt gebunden. 

§. 14. 


Durch Einlegung der Berufung wird die . angefochtenen 
Entſcheidung aufgehalten. Der Gerichtshof iſt jedoch befugt, die vorläufige Voll⸗ 
ſtreckung zu geſtatten. Andernfalls kann die Einſtellung der Vollſtreckung von 
dem Gerichtshofe durch Geldſtrafen bis zum Betrage von 1000 Thalern er⸗ 
zwungen werden ($. 8. Abſ. 2.). 

§. 15. 


Die Berufung iſt innerhalb 14 Tagen nach der Anmeldung ſchriftlich zu 
rechtfertigen. Dieſe Friſt kann auf Antrag verlängert werden. 


$. 16. 

Die Anmeldung und die Rechtfertigungsſchrift wird der kirchlichen Behörde 
zur Abgabe einer ſchriftlichen Erklärung und Einreichung der Akten innerhalb 
4 Wochen zugefertigt. Die Einreichung der Akten kann erzwungen werden, ge⸗ 
eignetenfalls durch Geldſtrafen bis zum Betrage von 1000 Thalern ($. 8. 199 5 


8 Wr 


b. 17. 


Der Gerichtshof trifft die zur Aufklärung der Sache erforderlichen Ver⸗ 
fügungen. Die Beweisverhandlungen ſind unter Zuziehung eines vereideten 
Protokollführers aufzunehmen. 

N $. 18. 


Die Entſcheidung erfolgt auf Grund mündlicher Verhandlung in öffent⸗ 
licher Sitzung. 

Die Oeffentlichkeit kann durch Beſchluß des Gerichtshofes ausgeſchloſſen 
oder auf beſtimmte Perſonen beſchränkt werden. 


§. 19. 


Zu den Verhandlungen ($$. 17. und 18.) find der Berufende und die 
kirchliche Behörde zuzuziehen. Dieſelben können ſich durch einen Advokaten oder 
Rechtsanwalt vertreten laſſen. Im Fall ihres Ausbleibens wird nach Lage der 
Verhandlungen erkannt. 

Außerdem iſt der Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten zu benachrichti⸗ 
en, welcher einen Beamten mit ſeiner Vertretung beauftragen kann. Hat der 
berpräſident die Berufung eingelegt, ſo übernimmt der von dem Miniſter be⸗ 

zeichnete Beamte die Vertretung des Berufenden. 


F. 20. 


In dem Termin zur mündlichen Verhandlung giebt ein von dem Vor⸗ 
ſitzenden des Gerichtshofes aus der Zahl feiner Mitglieder ernannter Referent 
eine Darſtellung der Sache, wie ſie aus den bisherigen Verhandlungen hervor⸗ 
bebt Hierauf wird der Berufende oder deſſen Vertreter, ſowie der Vertreter 
er kirchlichen Behörde und des Miniſters der geiſtlichen Angelegenheiten mit 
ihren Vor⸗ und Anträgen gehört. 
$. 21. 

Bei der Entſcheidung hat der Gerichtshof, ohne an poſitive Beweisregeln 
ebunden zu ſein, nach ſeiner freien, aus dem ganzen Inbegriff der Verhand⸗ 
ungen 5 Beweiſe geſchöpften Ueberzeugung zu entſcheiden. In dem Artheil 
iſt entweder die Verwerfung der Berufung oder die Vernichtung der angefoch- 
tenen Entſcheidung auszuſprechen. IE 

Das mit Gründen verſehene Urtheil wird in der Sitzung, in welcher die 
mündliche Verhandlung beendet worden iſt, oder in einer der nächſten Sitzungen 
verkündet und eine Ausfertigung deſſelben dem Berufenden oder deſſen Vertreter, 


ſowie der kirchlichen Behörde und dem Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten 


ugeſtellt. 
ff $. 22. 

Ueber die mündliche Denen wird ein Protokoll aufgenommen, 
welches die Namen der Anweſenden und die weſentlichen Momente der Verhand⸗ 
lung enthalten muß. 

Das Protokoll wird von dem Vorſitzenden und dem vereideten Protokoll⸗ 
führer unterzeichnet. 

(Nr. 8125.) ar $. 23. 


a 


§. 23. 

Wird die angefochtene Entſcheidung vernichtet, ſo hat die kirchliche Behörde 
die Aufhebung der Vollſtreckung zu veranlaſſen und die Wirkung der bereits ge- 
troffenen Maßregeln zu beſeitigen. 

Der Oberpräfident iſt befugt, die Befolgung der von ihm deshalb erlaſſe⸗ 
nen Verfügungen durch Gelſtiafen bis zum Betrage von 1000 Thalern zu er⸗ 
zwingen ($. 8. Abſ. 2.). f f 

Gegen dieſe Verfügungen ſteht der kirchlichen Behörde die Beſchwerde bei 
dem Gerichtshofe für die kirchlichen Angelegenheiten offen. 


III. Einſchreiten des Staats ohne Berufung. 


$. 24. 


Kirchendiener, welche die auf ihr Amt oder ihre geiſtlichen Amtsverrichtun⸗ 
gen bezüglichen Vorſchriften der Staatsgeſetze oder die in dieſer Hinſicht von der 
Obrigkeit innerhalb ihrer geſetzlichen Zuständigkeit getroffenen Anordnungen fo 
ſchwer verletzen, daß ihr Verbleiben im Amte mit der öffentlichen Ordnung un⸗ 
verträglich erſcheint, können auf Antrag der Staatsbehörde durch gerichtliches 
Urtheil aus ihrem Amte entlaſſen werden. 

Die Entlaſſung aus dem Amte hat die rechtliche Unfähigkeit zur Ausübung 
des Amtes, den Verluſt des Amtseinkommens und die Erledigung der Stelle 


ur Folge. 
|’ ; §. 25. 


Dem Antrage muß eine une an die vorgeſetzte kirchliche Behörde 
vorausgehen, gegen den Angeſchuldigten die kirchliche Unterſuchung auf Ent⸗ 
laſſung aus dem Amte einzuleiten. Steht der Angeſchuldigte unter keiner kirch⸗ 
lichen Behörde innerhalb des Deutſchen Reichs, ſo iſt derſelbe zur Niederlegung 
ſeines Amtes aufzufordern. 

Die Aufforderung erfolgt ſchriftlich unter Angabe des Grundes von dem 
Oberpräſidenten der Provinz. 

5 $. 26. 

Wird der Aufforderung nicht binnen geſetzter Friſt Folge gegeben, oder 
führt die kirchliche Unterſuchung nicht 7 geſetzter Friſt zur Enllaſſung des 
Angeſchuldigten aus dem Amt, fo ſtellt der Oberpräſident bei dem Gerichtshofe 
für kirchliche Angelegenheiten den Antrag auf Einleitung des Verfahrens. 


$. 27. 

Auf das Erſuchen des Gerichtshofes hat das Gericht höherer Inſtanz, in 
deſſen Bezirk der Angeſchuldigte feinen amtlichen Wohnſitz hat, einen etatsmäßi⸗ 
gen Richter mit Führung der Vorunterſuchung zu beauftragen. Bei der Vor⸗ 
unterſuchung kommen die entſprechenden Beſtimmungen der Strafprozeß⸗Geſetze 
zur Anwendung. 

Die Verrichtungen der Staatsanwaltſchaft werden durch einen von dem 
Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten ernannten Beamten wahrgenommen. 
. N 


j 
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$. 238. 


Der Gerichtshof kann mit Rückſicht auf den Ausfall der Vorunterſuchung 
das Verfahren einſtellen. In duden Fall erhält der Single lbigte Ausfertigung 
des darauf bezüglichen mit Gründen auszufertigenden Beſchluſſes. 


F. 29. 

Wird das Verfahren nicht eingeſtellt, ſo iſt der Angeſchuldigte unter Mit⸗ 
theilung der von dem Beamten der Staatsanwaltſchaft anzufertigenden Anſchul⸗ 
digungsſchrift zur mündlichen Verhandlung vorzuladen. Derſelbe kann ſich des 
Beiſtandes eines Advokaten oder Rechtsanwaltes als Vertheidigers bedienen. 

Außerdem iſt der Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten zu benachrichtigen. 


$. 30. 
Für das Verfahren finden die Beſtimmungen der $$.17. 18. 20. 21. 22. 
ſinnentſprechende Anwendung. 
In dem Artheil iſt entweder die Freiſprechung oder die Entlaſſung des 
Angeſchuldigten aus den von ihm bekleideten kirchlichen Aemtern auszusprechen. 


$. 31. 
Kirchendiener, welche Amtshandlungen vornehmen, nachdem fie in Gemäß⸗ 
heit des $. 30. aus ihrem Amte entlaſſen worden find, werden mit Geldbuße 
bis zu 100 Thalern, im Wiederholungsfalle bis zu 1000 Thalern beſtraft. 


IV. Königlicher Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten. 


§. 32. 

Zur Entſcheidung der in den $$. 10—23. und 24—30. bezeichneten, ſo⸗ 
wie der anderweitig durch Geſetz zugewieſenen Angelegenheiten wird eine Behörde 
errichtet, welche den Namen: 

„Königlicher Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten“ 
führt und ihren Sitz in Berlin hat. 
F. 33. 


Der Gerichtshof beſteht aus eilf Mitgliedern. Der Präſident und wenig⸗ 
ſtens fünf andere Mitglieder müſſen etatsmäßig angeſtellte Richter ſein. Die 
mündliche Verhandlung und Entſcheidung in den einzelnen Sachen erfolgt durch 
ſieben Mitglieder. Der Vorſitzende und wenigſtens drei Beiſitzer müſſen zu den 
richterlichen Mitgliedern gehören. 5 

Die Geſchäftsordnung, insbeſondere die Befugniſſe des Präſidenten und 
die Reihenfolge, in welcher die Mitglieder an den einzelnen Sitzungen Theil zu 
nehmen haben, wird durch ein Regulativ geordnet, welches der Gerichtshof zu 
entwerfen und dem Staatsminiſterium zur Beſtätigung einzureichen hat. 

„Durch Plenarbeſchlüſſe des Gerichtshofes können auch die in dieſem Geſetz 
gegebenen Vorſchriften des Verfahrens ergänzt und deren ſinngemäße Anwen⸗ 
(Nr. 8125.) j dung 


— 


dung auf andere durch Geſetz dem Gerichtshofe überwieſene Angelegenheiten ge- 
regelt werden. 8 24 


Die Mitglieder des Gerichtshofes werden vom Könige auf den Vorſchlag 
des Staatsminiſteriums und zwar die bereits in einem Skaatsamte angeſtellten 
für die Dauer ihres Hauptamts, die anderen Mitglieder auf Lebenszeit ernannt. 

Für die Rechte und Pflichten der Mitglieder des Gerichtshofes ſind die für 
die Mitglieder des Obertribunals beſtehenden Vorſchriften maßgebend. 


$. 35. 
f Der Gerichtshof entſcheidet endgültig mit Ausſchluß jeder weiteren Be⸗ 
rufung. 8 
$. 36. 


Die Juſtiz⸗ und Verwaltungsbehörden haben den an ſie ergehenden Er⸗ 
ſuchen des Gerichtshofes Folge zu geben. Die Beſchlüſſe und Entſcheidungen 
des Gerichtshofes ſind im Verwaltungswege vollſtreckbar. 

31; 


Ueber die Verpflichtung zur Zahlung der Koſten des Verfahrens entſcheidet 
der Gerichtshof nach freiem Ermeſſen. Als Koſten werden nur baare Auslagen 
in Anſatz gebracht. 


V. Schlußbeſtimmung. 


$. 38. 


Das Erforderniß ſtaatlicher Beſtätigung kirchlicher De » Entfchei- 
dungen und der Rekurs wegen Mißbrauchs der kirchlichen Disziplinar⸗Strafgewalt 
an den Staat treten, ſoweit ſolche im bisherigen Rechte begründet ſind, außer 
Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 12. Mai 1873. 
(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Roon. Fürſt v. Bismarck. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 
Leonhardt. Camphauſen. Falk. v. Kameke. Gr. v. Königsmarck. 


(Nr. 8126.) 


id 


(Nr. 8126.) Geſetz über die Grenzen des Rechts zum Gebrauche kirchlicher Straf- und 
Zuchtmittel. Vom 13. Mai 1873. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, für 
den Umfang der letzteren, einſchließlich des Jadegebiets, was folgt: 


8. . 


Keine Kirche oder⸗-Religionsgeſellſchaft iſt befugt, andere 7 oder Zucht⸗ 
mittel anzudrohen, zu verhängen oder zu verkünden, als ſolche, welche dem rein 
religiöſen Gebiete angehören oder die Entziehung eines innerhalb der Kirche oder 
Religionsgeſellſchaft wirkenden Rechts oder die Ausſchließung aus der Kirchen⸗ 
oder ee chaft betreffen. 

Straf- oder Zuchtmittel gegen Leib, Vermögen, Freiheit oder bürgerliche 
Ehre ſind unzuläſſig. 

§. 2. 


Die nach F. 1. zuläffigen Straf- oder Zuchtmittel dürfen über ein Mit- 
gi 1 85 Kirche oder Religionsgeſellſchaft nicht deshalb verhängt oder verkün⸗ 
et werden: 


1) weil daſſelbe eine Handlung vorgenommen hat, zu welcher die Staats- 
geſetze oder die von der Obrigkeit innerhalb ihrer geſetzlichen Zuſtändig⸗ 
eit erlaſſenen Anordnungen verpflichten; 

2) weil daſſelbe öffentliche Wahl, oder Stimmrechte in einer beſtimmten 
Richtung ausgeübt oder nicht ausgeübt hat. 


$. 3. 


Ebenſowenig dürfen derartige Straf. oder Zuchtmittel angedroht, verhängt 
oder verkündet werden: 


1) um dadurch zur Unterlaſſung einer Handlung zu beſtimmen, zu welcher 
die Staatsgeſetze oder die von der Obrigkeit innerhalb ihrer geſetzlichen 
Zuſtändigkeit erlaſſenen Anordnungen verpflichten; 


2) um dadurch die Ausübung oder Nichtausübung öffentlicher Wahl. und 
Stimmrechte in beſtimmter Richtung herbeizuführen. 


. 4. 


Die Verhängung der nach dieſem Geſetz zuläſſigen Straf, und Zuchtmittel 
darf nicht öffentlich bekannt gemacht werden. 
Eine auf die Gemeindemitglieder beſchränkte Mittheilung iſt nicht aus— 
eſchloſſen. 
s Die Vollziehung oder Verkündung derartiger Straf- oder Zuchtmittel darf 
auch nicht in einer beſchimpfenden Weiſe erfolgen. 
(Nr. 8126.) §. 5. 


1 


$. 5. 

Geiſtliche, Diener, Beamte oder Beauftragte einer Kirche oder Religions⸗ 
geſellſchaft, welche den Vorſchriften dieſes Geſetzes (SS. 1—4.) zuwider Straf⸗ 
oder Zuchtmittel androhen, verhängen oder verkünden, werden mit Geldſtrafen 
bis zu 200 Thalern oder mit Haft oder mit Gefängniß bis zu einem Jahre 
und in ſchwereren Fällen mit Geldſtrafen bis zu 500 Thalern oder mit Ge⸗ 
fängniß bis zu zwei Jahren beſtraft. 


f 858.7 
Die beſonderen Disziplinarbefugniſſe der Kirchen oder Religionsgeſellſchaften 
über ihre Diener und Beamten und die darauf bezüglichen Rechte des Staats 
werden durch dieſes Geſetz nicht berührt. 
Insbeſondere findet das dem Staat in ſolchen Geſetzen vorbehaltene Recht 
der Entlaſſung von Kirchendienern wegen Verletzung der öffentlichen Ordnung 
unabhängig von den in §. 5. enthaltenen Strafbeſtimmungen ſtatt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. ä 


Gegeben Berlin, den 13. Mai 1873. 
(L. S0 Wilhelm. 


Gr. v. Roon. Fürſt v. Bismarck. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 
Leonhardt. Camphauſen. Falk. v. Kameke. Gr. v. Königsmarck. 


Fr. 8127.) 
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(Nr. 8127.) Geſetz, betreffend den Austritt aus der Kirche. Vom 14. Mai 1873. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen c. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, für den Umfang der 
Monarchie, einſchließlich des Jadegebiets, was folgt: 


§. 1. 

Der Austritt aus einer Kirche mit bürgerlicher Wirkung erfolgt durch Er- 
klärung des Austretenden in Perſon vor dem Richter ſeines Wohnortes 

Rückſichtlich des Uebertrittes von einer Kirche zur anderen verbleibt es bei 
dem beſtehenden Recht. 

Will jedoch der Uebertretende von den Laſten ſeines bisherigen Verbandes 
befreit werden, ſo iſt die in dieſem Geſetz vorgeſchriebene Form zu beobachten. 

$. 2. 

Der Aufnahme der Austrittserklärung muß ein hierauf gerichteter Antrag 
vorangehen. Derſelbe iſt durch den Richter dem Vorſtande der Kirchengemeinde, 
welcher der Antragſteller angehört, ohne Verzug bekannt zu machen. 

Die Aufnahme der ustrittserklärung findet nicht vor un von vier 
Wochen, und ſpäteſtens innerhalb ſechs Wochen nach Eingang des Antrages zu 

erichtlichem Protokoll ſtatt. Abſchrift des Protokolls iſt dem Vorſtande der 
irchengemeinde zuzuſtellen. 

M Tg Beſcheinigung des Austritts ift dem Ausgetretenen auf Verlangen zu 
rtheilen. 


$. 3. 

Die Austrittserklärung bewirkt, daß der Ausgetretene zu Leiſtungen, welche 
auf der perſönlichen Kirchen- oder Kirchengemeinde, Angehörigkeit beruhen, nicht 
mehr ag wird. 

Dieſe Wirkung tritt mit dem Schluſſe des auf die e een fol⸗ 
enden Kalenderjahres ein. Zu den Koſten eines außerordentlichen Baues, deſſen 
kothwendigkeit vor Ablauf des Kalenderjahres, in welchem der Austritt aus der 

Kirche erklärt wird, feftgeftellt iſt, hat der Austretende bis zum Ablauf des 
zweiten auf die Austrittserklärung folgenden Kalenderjahres ebenſo beizutragen, 
als wenn er ſeinen Austritt aus der Kirche nicht erklärt hätte. 

Leiſtungen, welche nicht auf der perſönlichen Kirchen, oder Kirchengemeinde⸗ 
Angehörigkeit beruhen, insbeſondere Leiſtungen, welche entweder kraft beſonderen 
Rechtstitels auf beſtimmten Grundſtücken haften, oder von allen Grundſtücken 
des Bezirks, oder doch von allen Grundſtücken einer gewiſſen Klaſſe in dem Be⸗ 
zirk ohne Unterſchied des Beſitzers zu entrichten find, werden durch die Austritts⸗ 
erklärung nicht berührt. 94 


Perſonen, welche vor dem en des gegenwärtigen Geſetzes ihren 

Austritt aus der Kirche nach den Vorſchriften der bisherigen Geſetze erklärt haben, 

follen vom Tage der Geſetzeskraft dieſes Geſetzes ab zu anderen, als den im dritten 

Abſatz des F. 3. bezeichneten Leiſtungen nicht ferner herangezogen werden. 
Jahrgang 1873. (Nr. 8127.) . 30 
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6,5. 
Ein Anſpruch auf Stolgebühren und andere bei Gelegenheit beſtimmter 
Amtshandlungen zu entrichtende Leiſtungen kann gegen Perſonen, welche der be- 


treffenden Kirche nicht angehören, nur dann geltend gemacht werden, wenn die 
Amtshandlung auf ihr Verlangen wirklich verrichtet worden iſt. 


$. 6. 
Als Koſten des Verfahrens werden nur Abſchriftsgebühren und baare Aus⸗ 
lagen in Anſatz gebracht. s 
Jag. 


Die in dieſem Geſetze dem Richter beigelegten Verrichtungen werden im Be- 
zirke des Appellationsgerichtshofes zu Cöln durch den Friedensrichter, im Gebiete 
der ehemals freien Stadt Frankfurt a. M. durch die zweite Abtheilung des Stadt⸗ 
gerichts daſelbſt wahrgenommen. s 

8 


Was in den $$. 1. bis 6. von den Kirchen beſtimmt iſt, findet auf alle 
Religionsgemeinſchaften, welchen Korporationsrechte gewährt ſind, Anwendung. 


5.9 
Die Verpflichtung jüdiſcher Grundbeſitzer, zur Erhaltung chriſtlicher Kirchen⸗ 
ſyſteme beizutragen, wird mit dem Eintritt der Geſetzeskraft dieſes Geſetzes auf 
den Umfang derjenigen Leiſtungen beſchränkt, welche nach dem dritten Abſatz des 
8 3. des gegenwärtigen Geſetzes den aus der Kirche ausgetretenen Perſonen zur 
aſt bleiben. 9 10 


Alle dem gegenwärtigen Geſetze entgegenſtehenden Beſtimmungen werden 
hierdurch aufgehoben. 8. 1 


Der Juſtizminiſter und der Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten ſind 
mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 14. Mai 1873. 


. S. Wilhelm. 


Gr. v. Roon. Fürſt v. Bismarck. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Camphauſen. Falk. v. Kameke. Gr. v. Königsmarck. Achenbach. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
0 v. Decker). 


